
Doris Leuthard in der Zange
Kantone kritisieren vorgeschlagene Leistungskürzungen der Arbeitslosenversicherung damit droht eine zweite gegnerische Front
Die ALV Revision wird von

Gemeinden Städten und Kan

tonen bekämpft Sie erwarten
mehr Sozialhilfefälle
MARCELLO ODERMATT

Nun bläst Doris Leuthard ein noch

kühlererWind entgegen Die vorge
schlagene ALV Revision ein Mix
aus höheren Lohnbeiträgen und
Leistungskürzungen wird nicht
länger nur von FDP und SVP be
kämpft die eine Erhöhung der Bei

träge ablehnen Jetzt gibt es noch
von anderer Seite Widerstand Die
Städteinitiative der Gemeindever
band und die Konferenz der kanto

nalen Sozialdirektoren kritisieren

die Leistungskürzungen und unter
stützen nur Beitragserhöhungen
Besonders stört sie dass für den Be
zug von 400 Taggeldem die Leute
neu 18 statt 12 Monate langBeiträge
zahlen sollen KommunenundKan

tone befürchten eine Verlagerung
derArbeitslosenvon derALV zur So

zialhilfe die fast ganz von Gemein
den und Städten finanziert wird

Ruedi Meier Präsident der Städte
initiative und Sozialdirektor der

Stadt Luzem sagt weil Arbeitsinte
grauonsprogramme nicht mehr als
Beitragszeit anerkanntwürden hät
ten viele Menschen noch weniger
Chancen vonder Sozialhilfewegzu
kommen Auch die St Galler Regie
rungsrätin Kathrin Hilber Präsiden

tin der kantonalen Sozialdirektoren
sagt Wenn es wegen Reformen we
niger IV Rentner oder ALV Bezüger
gebe dann seien sie nicht ver
schwunden sondern tauchten als
Sozialhilfebezügerwieder auf

Statistisch lässt sich diese Hypo
these nicht belegen Das Bundes
amt für Sozialversicherungen un
tersucht derzeit den Effekt wissen

schaftlich Für Ruedi Meier ist klar
dass die letzten Reformen bei IV

undALVzuzVerschiebungbeigetra
genhaben Für schwerVermittelba
re sei die Hürde grösser geworden
um Taggeld oder Rente zu bekom
men Seit Jahren beobachteten die
Städte «dass die restriktivere Pra

xis» zur «Mehrbelastung der Sozial
hilfe» führe MeierundHilber beide
Vertreter der Unken erhalten Suk

kurs vom Scharmauser SVP Stän

derat Hannes Germann Präsident
desGemeindeverbandsSozialwer
kewürdenzwarvianationaleRefor

men entlastet die Kosten müssten
aber die Gemeinden übernehmen

Die Fristverlängerungauf 18Mona
te sei inakzeptabel Arbeitslose Be
rufseinsteiger würden von Beginn
an zur Sozialhilfe gedrängt Welche
Chancen dieAnliegen bei denBera
tungen in den eidgenössischen Rä
ten haben ist unklar Für Hilber ist
aber sicher dass «das Ganze noch
nicht gelaufen» ist
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